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Riskantes Spielen auf Zeit in Algerien 
Innenpolitisches Ringen um zentrale Weichenstellungen nach der Präsidentenwahl 
Isabelle Werenfels 
Mit der Wiederwahl des gesundheitlich stark angeschlagenen Präsidenten Abdelaziz 
Bouteflika haben Algeriens Machteliten Zeit gewonnen, um sich über die Grundzüge 
einer Post-Bouteflika-Ära einig zu werden. Zwar mehren sich Stimmen, die soziale Un-
ruhen fürchten, wenn grundlegende Reformen ausbleiben. Aber die wenigsten Eliten 
in Politik, Militär und Wirtschaft sind bereit, Reformen zu riskieren, die ihre Pfründen 
und ihren Status gefährden. Auch strukturelle Faktoren stellen Reformhindernisse 
dar. Die Strategie, auf Zeit zu spielen und kein Reformwagnis einzugehen, dürfte indes 
längerfristig riskanter sein als eine Politik, die sich auf graduelle Reformen einlässt. 
Reformblockaden im strategischen Erdöl- und Erdgassektor, sozio-ökonomische und 
ethnische Konflikte sowie regionale Sicherheitsherausforderungen verlangen baldige 
Weichenstellungen. Europa hat wenig Einfluss auf Algeriens innenpolitische Entschei-
dungsprozesse. Eine rein stabilitätsorientierte Politik, die europäischen sicherheits- 
und energiepolitischen Interessen verpflichtet ist, greift aber zu kurz. 
 
In Algerien scheint in diesen Tagen wenig 
auf eine Kursänderung hinzudeuten, nach-
dem Präsident Bouteflika am 17. April bei 
einer Wahlbeteiligung von offiziell 50,7% 
mit 81,4% der abgegebenen Stimmen wie-
dergewählt worden ist. Inwieweit diese 
Resultate geschönt wurden, ist unklar. Die 
Opposition sprach von massiven Manipula-
tionen. Neue Umfragen des Arab Barometer 
verweisen auf eine wachsende Zustimmung 
zur Regierungspolitik: Zwischen 2011 und 
2013 hat sie sich von 10% auf immerhin 
40% vervierfacht. Das Maß der Zufrieden-
heit mit Menschenrechtslage und Demokra-
tie ist im selben Zeitraum von 8% auf 32% 
gestiegen. Für den Meinungsumschwung 
dürften sowohl die negativen Entwicklun-
gen in Ägypten, Libyen und Syrien im Zuge 
des sogenannten Arabischen Frühlings als 
auch die massive Anhebung staatlicher Sub-
ventionen und von Löhnen im öffentlichen 
Dienst seit 2011 eine Rolle gespielt haben. 
Bouteflikas Wahlkampagne lief unter dem 
Motto »Frieden, Stabilität, Entwicklung«. 
Nach den Wahlen kündigte der Präsident 
weitgehende politische und wirtschaftliche 
Reformen sowie eine Verfassungsreform in 
Konsultation mit wichtigen politischen und 
gesellschaftlichen Kräften an. Ähnliches 
hatte Bouteflika schon 2011 versprochen. 
Damals hatte er eine Reformkommission 
eingesetzt, die sich mit einem breiten Spek-
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 trum von Akteuren beriet. Das Resultat 
fiel bescheiden aus. Zwar wurde der seit 
1992 geltende Ausnahmezustand auf-
gehoben. Doch zwei zentrale neue Gesetze, 
das Medien- und das Vereinigungsgesetz, 
brachten nicht nur Fort-, sondern auch 
Rückschritte bei politischen Freiheiten 
mit sich. In erster Linie dienten sie der 
Inszenierung einer Reformdynamik, um 
Aufstände wie in Tunesien, Libyen oder 
Ägypten frühzeitig abzuwehren. 
Auch die Zusammensetzung der Anfang 
Mai 2014 ernannten Regierung zeugt von 
Kontinuität. Der Premierminister, Abdel-
malek Sellal, war schon vor den Wahlen im 
Amt; auch an der Spitze der meisten Schlüs-
selministerien gab es keine Veränderung. 
Neu ist die relativ hohe Zahl (7) von Frauen 
in der Regierung. Unter ihnen finden sich 
auch zwei Vertreterinnen ethnischer Min-
derheiten (Touaregs, Mozabiten) aus Alge-
riens Süden – wohl eine Reaktion auf zu-
nehmende Unruhen in diesem Landesteil. 
Sellal hatte den Wahlkampf zusammen 
mit mehreren ehemaligen Premiers und 
Ministern stellvertretend für den gesund-
heitlich angeschlagenen Bouteflika geführt 
und sich damit auch als möglicher Nach-
folger ins Gespräch gebracht. Derzeit ist 
ungewiss, ob der 77-jährige Präsident eine 
vierte Amtszeit durchstehen wird. Große 
Teile der Machtelite scheinen dessen Wie-
derwahl primär als Zeitgewinn für das 
Aushandeln einer Nachfolgelösung zu ver-
stehen. Die Etablierung eines Vizepräsiden-
ten könnte, falls der Präsident ausscheidet, 
ein Machtvakuum verhindern und den naht-
losen Übergang zu einem Nachfolger ermög-
lichen. Laut algerischen Zeitungsberichten 
soll nicht zuletzt Frankreich hinter den 
Kulissen zu dieser Lösung drängen. Eine 
Regelung des Übergangs in die Post-Boute-
flika-Ära durch den Präsidenten selbst 
dürfte in der politischen Elite indes um-
stritten, aber nicht zu verhindern sein.  
Neue Lagerbildung 
Der Präsidentschaftswahlkampf hat tiefe 
Risse innerhalb der algerischen Elite gezeigt. 
Sie ziehen sich selbst durch regimenahe 
Institutionen und Organisationen, wie die 
ehemalige Einheitspartei Front de libéra-
tion nationale (FLN) und ihre »Satelliten«, 
die Verwaltung, wirtschaftliche Lobby-
gruppen, die Armee und, nicht zuletzt, das 
mächtige Département du renseignement 
et de la sécurité (DRS; Dachinstitution der 
Geheimdienste). 
Hinter der Spaltung in ein Pro- und ein 
Contra-Bouteflika-Lager verbergen sich Dif-
ferenzen um tiefer gehende Fragen: Wie 
können staatliche Stabilität und Sicherheit 
gewahrt werden? Welche Reformen sind 
notwendig, um Anti-Regime-Aufstände wie 
in den Staaten des »Arabischen Frühlings« 
zu verhindern? Wie kann das algerische 
System graduell von innen reformiert bzw. 
demokratisiert werden, und welcher Akteur 
bzw. welche Institution soll dabei feder-
führend sein?  
Ein positiver Nebeneffekt der Präsiden-
tenwahlen 2014 ist denn auch, dass diese 
Fragen nach einem Jahrzehnt ohne ernst-
hafte politische Debatten wieder heftig 
diskutiert werden. Dabei haben sich meh-
rere Lager herauskristallisiert. Die »sanften« 
Reformer sammeln sich um Ali Benflis, 
den Hauptherausforderer des Präsidenten, 
der gut 12% der Stimmen auf sich vereinen 
konnte. Der ehemalige Premierminister 
und Ex-Generalsekretär des FLN, der mäch-
tigsten Partei Algeriens, will das System 
schrittweise von innen reformieren. Seine 
Agenda der »nationalen Erneuerung« fokus-
siert auf Durchsetzung von Rechtsstaatlich-
keit, Korruptionsbekämpfung und den 
Aufbau starker, funktionierender Institutio-
nen. Benflis hat eine Reihe (ehemals) wich-
tiger Generäle, Eliten des FLN sowie ein-
flussreiche Wirtschaftsvertreter um sich 
geschart und nach den Wahlen die Grün-
dung einer eigenen Partei angekündigt. 
Ein zweites Lager bilden Akteure, die 
der Meinung sind, das politische System sei 
an seine Grenzen gestoßen. Nur ein Prozess 
der Transition in Richtung Demokratie 
könne eine soziale und politische Explosion 
verhindern. Vertreter dieser Strömung 




 Als Kern fungiert eine »Nationale Ko-
ordination für die Freiheiten und die demo-
kratische Transition«. Unter ihrem Dach 
versammelt sich neben prominenten un-
abhängigen Figuren ein breites Spektrum 
von Parteien, das von der radikal säkularen 
und berberophonen RCD-Partei (Rassemble-
ment pour la culture et la démocratie) bis 
zur stärksten islamistischen Partei reicht, 
der MSP (Mouvement de la société pour la 
paix). Die »Koordination« strebt als ersten 
Schritt zu einer demokratischen Transition 
einen inklusiven Nationalen Dialog an – 
das Vorbild Tunesien ist unschwer zu 
erkennen. 
Bislang hat sich dieses Lager den intensi-
ven Kooptationsversuchen der Regierung 
widersetzt. Allerdings stellt sich die Frage, 
wie viel die Reformakteure letztlich bereit 
sind, persönlich zu riskieren. Denn die 
erfolgreiche Durchsetzung von Reformen – 
sie fordern insbesondere Rechtsstaatlich-
keit, Rechenschaftspflicht und Korruptions-
bekämpfung – würde auch ihre eigenen 
kollektiven und individuellen Privilegien 
gefährden. 
Ein drittes, radikaleres Lager besteht 
aus kleinen zivilgesellschaftlichen Protest-
bewegungen, allen voran die im Vorfeld der 
Wahlen entstandene Gruppierung Barakat 
(»es reicht«). Mit öffentlichen Aktionen wie 
Sitzblockaden protestieren sie gegen Re-
pression und für einen Systemwechsel und 
nehmen dabei Repressalien und Verhaftun-
gen in Kauf. Diese Protestbewegungen sind, 
bislang zumindest, allerdings ein Phäno-
men urbaner Bildungseliten. Ihre Kund-
gebungen, die von der Regierung abwech-
selnd toleriert und unterdrückt werden, 
sind daher nicht zu verwechseln mit Pro-
testen, die in den sozio-ökonomischen Peri-
pherien des Landes seit Jahren regelmäßig 
aufflammen. 
Grundsätzlich darf der Einfluss oppo-
sitioneller politischer Akteure nicht über-
schätzt werden. Sie sind nicht zuletzt 
deshalb sichtbarer geworden, weil neuere 
unabhängige Medienplattformen allen poli-
tischen Akteuren, auch den marginalen, 
eine öffentliche Stimme geben. So erfreu-
lich diese Tatsache ist: Sie führt letztlich 
zu einer medialen Verzerrung der realen 
Machtverhältnisse. 
Erfolgreiche Spaltungspolitik 
Paradoxerweise liegt einer der Gründe für 
den Fortbestand der Machtstrukturen in 
einem gewissen Pluralismus des autoritä-
ren algerischen Systems. Die Parteienland-
schaft umfasst islamistische und konserva-
tive, liberale und sozial-demokratische, 
radikal-säkulare und berberophone Grup-
pierungen. In den mehreren Dutzend ara-
bisch- und französischsprachigen Zeitun-
gen sowie kleinen privaten Fernsehsendern 
findet sich ein breites Spektrum politischer 
zivilgesellschaftlicher Stimmen sowie Kritik 
an Politikern, sogar am Präsidenten und 
neuerdings am Geheimdienstchef. 
Anders als in Tunesien oder Libyen vor 
den Umbrüchen existieren in Algerien also 
gewisse Ventile, um politischen Druck ab-
zubauen. Kritik kann geäußert werden – 
aber sie läuft meist ins Leere. Koordinierte 
Kampagnen, etwa unter den mehreren 
Dutzend arabo- und frankophonen Zeitun-
gen und wichtigen Internetplattformen, 
gibt es nicht. Die vordergründige Vielfalt 
der Medien spiegelt nicht zuletzt Kämpfe 
verschiedener Machtclans, die sich gegen-
seitig öffentlich desavouieren. 
Hinter dem Parteienpluralismus wieder-
um verbirgt sich eine große Zahl politisch 
meist bedeutungsloser Akteure. Denn die 
Regierung nutzt den pluralistischen Rah-
men, um durch Kooptation, Repression 
oder das gezielte Schüren von Konkurrenz 
unliebsame Gruppierungen zu spalten und 
zu schwächen. 
Paradebeispiel ist die erfolgreiche Zer-
splitterung des (legalen) islamistischen Par-
teiensegments. Bei den Wahlen 2012 schlos-
sen die Islamisten schlechter ab als noch 
fünf Jahre zuvor. Für die Präsidentschafts-
wahlen 2014 stellte die stärkste islamis-
tische Partei, die MSP, die den Muslimbrü-
dern zuzuordnen ist, gar nicht erst einen 
Kandidaten auf. Bei dieser Entscheidung 




 eine Rolle gespielt haben, wo sich die Mus-
limbrüder seit dem Sommer 2013 einer 
wahren Hetzjagd ausgesetzt sehen. 
Dass die algerische Spaltungspolitik so 
gut funktioniert, liegt nicht zuletzt daran, 
dass sie in der Bevölkerung Anklang findet, 
die entlang regionaler, sprachlicher und 
ethnischer Linien fragmentiert ist. Diese 
Fragmentierungsdynamiken in Politik und 
Gesellschaft konstituieren ein markantes 
Reformhindernis, weil sie die Findung eines 
breiten und dauerhaften Konsenses in der 
Elite erschweren. Ob etwa die neue »Ko-
ordination« weit über die Wahlen hinaus 
Bestand haben wird, ist fraglich. Eine ähn-
liche Koalition war zu Beginn des »Ara-
bischen Frühlings« 2011 unter der Spal-
tungspolitik des Regimes und aufgrund 




Wie stark die Beharrungskräfte und wie 
massiv die Reformhindernisse in Algerien 
generell sind, zeigt ein Blick auf zentrale 
politische und wirtschaftliche Strukturen 
und damit verbundene Interessen sowie 
auf gesellschaftliche Dynamiken. 
Konkurrierende Machtzentren in einem 
klientelistischen System. Bis zum Amts-
antritt Bouteflikas 1999 hatten aktive und 
verrentete Militärs die Geschicke Algeriens 
bestimmt. Bouteflika, dem ersten zivilen 
Staatspräsidenten, ist es sukzessive gelun-
gen, über Neubesetzungen und Umstruk-
turierungen von Armee und Geheimdienst 
die Macht einflussreicher Militärs zu 
beschneiden und ein eigenes Machtzentrum 
aufzubauen. Es besteht aus Familienmitglie-
dern, Personen aus Bouteflikas Heimat-
region sowie langjährigen Weggefährten. 
Als äußerst einflussreich, wenn nicht gar 
als wichtigster Strippenzieher hinter den 
Kulissen gilt Bouteflikas jüngster Bruder 
Said, der im Wahlkampf Zielscheibe beson-
ders aggressiver Attacken war. 
Wichtigster Gegenspieler des Präsiden-
ten ist der starke Mann im Geheimdienst 
DRS, Mohamed »Toufik« Mediène, der seit 
1990 dessen Direktor ist. Gesicherte Infor-
mationen über die Qualität der Beziehun-
gen zwischen »Toufik« und dem Präsiden-
ten sind nicht verfügbar. Presseberichte 
und Insiderinformationen legen aber nahe, 
dass sie trotz eines Modus vivendi immer 
wieder Machtkämpfe ausfechten. Dabei 
spielen wirtschaftliche Interessen verschie-
dener Machtclans, auch innerhalb des 
Militärs, und ihrer Klienten in Politik, Wirt-
schaft, Verwaltung und selbst der Zivil-
gesellschaft eine zentrale Rolle. 
2010 deckte der DRS einen Korruptions-
skandal im staatlichen Öl- und Gasimperium 
Sonatrach auf, in den auch das Umfeld des 
Präsidenten einbezogen war. Boueflika war 
daraufhin gezwungen, sich von loyalen 
Weggefährten wie dem Ölminister zu tren-
nen. Nach Umstrukturierungen im Sicher-
heitsapparat 2013, im Zuge derer die Kor-
ruptionsbekämpfung dem DRS entzogen 
wurde, versandeten weitere Untersuchun-
gen gegen das Präsidentenlager. Dass es in 
beiden Fällen höchstwahrscheinlich nicht 
nur um interessenfreie Korruptionsbekämp-
fung ging, legen die jahrzehntealten per-
sönlichen Interessen hoher Militärs im Öl- 
und Gassektor einerseits und der zuneh-
mende Einfluss des Präsidenten in diesem 
Sektor andererseits nahe. 
Konkurrierende Interessen in einem 
durch und durch klientelistischen System 
erklären nicht nur den politischen Still-
stand, der in Bouteflikas dritter Amtszeit 
herrschte. Sie sind auch einer der Gründe 
für die Schwierigkeiten, das System von 
innen heraus zu verändern. Denn allen 
Gräben zum Trotz ist den diversen Macht-
eliten einhellig daran gelegen, dass die 
geltenden informellen politischen und 
wirtschaftlichen Spielregeln weiter-
bestehen. Sollte von außerhalb des Regimes 
ernsthafter Reformdruck erzeugt werden, 
ist folglich mit einem Schulterschluss 
der verschiedenen Machtclans zu rechnen. 
Bouteflikas Wiederwahl kann nicht zuletzt 
als ein solcher gedeutet werden. 
Nimbus des Militärs als Eckpfeiler. Pro-




 keit ist auch der Status der Armee als – 
vermeintliches oder reales – Rückgrat 
des Systems. Noch in der ersten Amtszeit 
Bouteflikas hatten politische Eliten die Ein-
mischung der Armee in die Politik moniert. 
2003 hat der damalige Generalstabschef 
den Rückzug der Armee aus der Politik und 
ihre Neutralität bei Wahlen verkündet. 
2014 sind es paradoxerweise politische 
Akteure, die eine aktivere Rolle der Armee 
in der Politik fordern bzw. den Geheim-
dienst verteidigen. So rief Mouloud Ham-
rouche, der 1988–91 als Premierminister 
die demokratische Öffnung vorangetrieben 
hatte und eine Galionsfigur algerischer 
Reformkräfte ist, führende Militärs dazu 
auf, eine tragende Rolle in einem Tran-
sitionsprozess zu übernehmen. Andere 
Akteure verlangten indirekt von der Armee, 
Bouteflikas Wiederwahl zu verhindern. 
Am erstaunlichsten war die Rücken-
deckung, die der Geheimdienstchef quer 
durch alle politischen Lager erfuhr, als er 
im Februar 2014 vom Generalsekretär der 
FLN öffentlich frontal angegriffen wurde. 
Selbst demokratieorientierte Akteure kriti-
sierten die ungerechtfertigte Attacke auf 
eine »zentrale nationale Institution«. Dabei 
hatte der FLN-Chef nur das beklagt, was 
viele der politischen Eliten, die nun auf-
schrien, hinter vorgehaltener Hand seit Jah-
ren bemängeln: die Präsenz des DRS in allen 
politischen Organen und Gremien sowie 
dessen wirtschaftliche Machenschaften. 
Diese verschiedenartigen Beispiele ver-
weisen alle auf einen Umstand: Algerien 
hat einen »tiefen Staat« (einen Staat im 
Staat), der Respekt einflößt und Verände-
rungen maßgeblich mitbestimmen kann. 
Ob eine starke Armee, die sich in die 
Politik einmischt, tatsächlich ein reform-
fördernder Faktor ist, darf mit Blick auf die 
algerische Geschichte bezweifelt werden: 
Als sich 1991 nach demokratischen Wahlen 
ein Sieg der Islamisten abzeichnete, putsch-
te die Armee – das war der Anfang eines 
Bürgerkriegs. Auch die Entwicklungen in 
Ägypten seit Beginn des »Arabischen Früh-
lings« zeigen die Schwierigkeiten einer 
Demokratisierung unter den Bedingungen 
eines »tiefen Staates«, dessen Kern vom Mili-
tär gebildet wird. 
Sicherheitslage und Stabilitätsorientie-
rung der Bevölkerung. Die nach wie vor fra-
gile Sicherheitssituation in Algerien ist ein 
weiteres Hindernis für Veränderungen. Sie 
begünstigt die Einschränkung politischer 
Freiheiten wie etwa des Versammlungs- 
und Demonstrationsrechts und mindert 
die Bereitschaft der vom Bürgerkrieg in den 
1990er Jahren traumatisierten Bevölkerung, 
sich auf Experimente einzulassen. Insofern 
hat die Sicherheitslage auch zur Wieder-
wahl Bouteflikas beigetragen. Der Präsident 
gilt gemeinhin als diejenige Figur, die da-
für gesorgt hat, dass nach dem Bürgerkrieg 
wieder Ruhe in Algerien eingekehrt ist. 
Gleichzeitig profitieren die Machteliten 
indirekt von anhaltenden Aktivitäten 
kleiner jihadistischer Gruppen innerhalb 
Algeriens und von der wachsenden Präsenz 
militanter Gruppen im Sahel und in Libyen, 
die Verbindungen nach Algerien haben – 
eine solche Gruppe zeichnete für den An-
schlag auf die Gasanlage von Ain Amenas 
Anfang 2013 verantwortlich. 
Die Regierung hatte nach dem Ausbruch 
des »Arabischen Frühlings« in den Nachbar-
staaten das Schreckgespenst der Destabili-
sierung heraufbeschworen. Regierungsnahe 
Eliten und Medien warnten vor politischen 
Aufständen, die als Einfallstor für (radikale) 
Islamisten oder gar für ausländische Inter-
ventionen wie in Libyen dienen könnten. 
Auch im Wahlkampf 2014 hat das Präsiden-
tenlager die Furcht vor erneutem Chaos 
geschürt. Dabei brandmarkte sie den Haupt-
gegner, Ali Benflis, als gefährlichen Unruhe-
stifter und gar Terroristen und machte ihn 
für Sabotageakte im Zusammenhang mit 
den Wahlen verantwortlich. 
Diese Regierungspolitik sowie die kollek-
tiven gesellschaftlichen Ängste haben zur 
Folge, dass sich selbst in weiten Teilen der 
Opposition ein Diskurs über vorsichtige 
und graduelle Reformen durchgesetzt hat. 
In den Umfragen des Arab Barometer zogen 
2013 78% der befragten Algerier und Alge-
rierinnen graduelle Reformen massiven 




 noch knapp über 54% gewesen. Diese Prä-
ferenz erleichtert es der Regierung, sich auf 
kosmetische Reformen zu beschränken und 
grundlegende Veränderungen des Systems 
auf die lange Bank zu schieben. 
Der Fluch der Öl- und Gasrente. Trotz der 
Turbulenzen in den Nachbarstaaten kann 
sich die algerische Führung auch deshalb 
mit minimalen Reformen begnügen, weil 
das Land reiche Öl- und Gasvorkommen 
hat. Die seit Mitte der 2000er Jahre abgese-
hen von wenigen Einbrüchen außerordent-
lich hohen Preise für fossile Ressourcen 
boten die Möglichkeit, großdimensionierte 
staatliche Infrastrukturprojekte zu finan-
zieren und damit Arbeitsplätze zu schaffen. 
Wenig produktive staatswirtschaftliche Sek-
toren konnten quersubventioniert werden. 
Vor allem aber hat es die Öl- und Gasrente 
erlaubt, sozialen Frieden zumindest teil-
weise zu erkaufen. Unter dem Eindruck des 
»Arabischen Frühlings« 2011 hat die Regie-
rung die Subventionen insgesamt um rund 
60% und die Löhne im öffentlichen Dienst 
allein im Jahr 2012 um über 9% angehoben. 
Die bereits erwähnten Umfragen des 
Arab Barometer haben denn auch ergeben, 
dass 2013 doppelt so viele (66%) Befragte 
die wirtschaftliche Entwicklung positiv 
beurteilten wie 2011 (32%). Demnach ist es 
der Bouteflika-Regierung gelungen, sich ein 
gewisses Maß an Legitimität durch Wohl-
fahrtsleistungen zu verschaffen. Solange 
Algerien liquide genug ist, um soziale Un-
ruhen mit Geschenken zu minimieren, 
die nach dem Gießkannenprinzip verteilt 
werden, dürfte sich der innere Reform-
druck auf die Regierung in Grenzen halten. 
Die Institutionalisierung der revolutio-
nären Legitimität. Eine Hürde für Reformen 
ergibt sich auch aus der revolutionären 
Legitimität des politischen Systems. Noch 
ist in Algerien die Generation der ersten 
Stunde an der Macht. Bouteflika, »Toufik« 
Mediène sowie der Generalstabschef und 
Bouteflika-Vertraute Gaid Saleh – sie alle 
sind Veteranen des Unabhängigkeitskrieges. 
Der Übergang zu jener Generation, die 
nicht mehr über revolutionäre Legitimität 
verfügt, wird sich nicht einfach gestalten. 
Nicht so sehr weil sich neue Eliten auf 
andere Weise legitimieren müssen, son-
dern vor allem weil mit dem revolutionären 
Nimbus pekuniäre Privilegien verbunden 
sind, die nicht nur Eliten genießen. Der 
Staat belohnt die Teilnahme am Unabhän-
gigkeitskampf unter anderem mit Taxi- 
und Autoimportlizenzen sowie mit direk-
ten Renten für Ex-Revolutionäre und deren 
Hinterbliebene. Im Budget des Jahres 2014 
sind die Zuwendungen an das »Ministerium 
der ehemaligen Kämpfer« beinahe ebenso 
hoch wie jene an das Ministerium für Höhe-
re Bildung und entsprechen rund 75% der 
Zuwendungen an den Gesundheitssektor. 
Die sogenannte revolutionäre Familie 
wächst beständig. Zu den historischen Orga-
nisationen und Institutionen, wie dem FLN, 
der Vereinigung der ehemaligen Kämpfer 
oder der Dachorganisation der staatsnahen 
Gewerkschaften (UGTA), sind in den 1990er 
Jahren Organisationen von Opfern islamis-
tischer Gewalt gekommen. Darüber hinaus 
haben sich einflussreiche Lobbygruppen 
gebildet, deren Bestreben darauf gerichtet 
ist, dass die revolutionäre Legitimität und 
damit verbundene Privilegien auf die Kin-
der von »Märtyrern«, aber auch von regu-
lären Kämpfern übertragen werden. 
Ein ganzes gesellschaftliches Segment 
hängt folglich am Tropf der staatlichen 
Revolutionsrente. Mitglieder der revolutio-
nären Familie sind naturgemäß reform-
avers. Sie können nur verlieren, wenn das 
System nicht länger revolutionär, sondern 
demokratisch legitimiert würde. Es ist 
bezeichnend, dass Ali Benflis, der selbst 
nicht mehr im Unabhängigkeitskrieg 
gekämpft hat, im Wahlkampf 2014 zwei-
gleisig gefahren ist: Einerseits hat er seine 
Reformagenda propagiert, andererseits 
hat er seine nationalistische Gesinnung 
als Sohn eines »Märtyrers« und damit seine 
revolutionäre Legitimität betont. 
Risiken des Spielens auf Zeit 
Vorläufig deutet also vieles darauf hin, dass 
sich Algeriens Machteliten interne Kämpfe 




 sichts begrenzten Drucks noch eine Weile 
leisten können. Dabei wachsen nationale 
und internationale Herausforderungen, die 
rasche Weichenstellungen verlangen. Zumal 
sich die Anzeichen verdichten, dass das Sys-
tem an die Grenzen seiner Fähigkeit stößt, 
Probleme zu lösen. Dies zeigt sich besonders 
deutlich im strategischen Energiesektor, 
mit potentiell weitreichenden Folgen. 
Die Perspektiven für den Erdöl- und Erd-
gassektor, der 2012 über 98% der Export-
einnahmen und fast ein Viertel des Brutto-
inlandsprodukts generierte, sind mittelfris-
tig nicht gut. Zwar hat Algerien noch große 
Reserven, insbesondere an Erdgas. Doch die 
Ölproduktion stagniert seit mehreren Jah-
ren, die Gasproduktion ist rückläufig. Ein 
Grund ist die Verschleppung neuer Förder- 
und Infrastrukturprojekte. Dies geht maß-
geblich auf das nachlassende Interesse aus-
ländischer Investoren zurück. Ein protek-
tionistisches Gesetz, das ausländischen 
Investoren einen algerischen Mehrheits-
partner vorschreibt, sowie mangelnde 
Rechtssicherheit und ein hohes Korrup-
tionsniveau machen Algerien wenig attrak-
tiv für ausländische Direktinvestitionen. 
Mit der Schiefergasrevolution hat sich 
zudem der globale Markt für Gas zuungun-
sten Algeriens verändert – zumindest bis 
zur Krimkrise. Mehr Exporte könnte Alge-
rien auf absehbare Zeit auch nicht realisie-
ren. Denn der nationale Energiekonsum, 
der sich von 2002 bis 2012 um mehr als 
50% erhöht hat, wächst rasant weiter und 
kann schon jetzt nicht immer gedeckt 
werden – Blackouts in Algeriens Städten 
waren 2013 keine Seltenheit. 
All dies wird sich im Staatshaushalt nega-
tiv bemerkbar machen. Der Internationale 
Währungsfonds rät eindringlich zu Kürzun-
gen von Subventionen sowie zu Struktur-
reformen, um die Erdöl- und Erdgasabhän-
gigkeit zu reduzieren, den Privatsektor 
stärker zu fördern und dringend benötigte 
Arbeitsplätze zu schaffen. 
Bislang hat Algier solchen Ratschlägen 
nur sehr begrenzt Folge geleistet und begeg-
net Herausforderungen mit der altbekann-
ten Verteilungspolitik. Damit gelingt es 
zwar, neue soziale Brandherde einzudäm-
men, nicht aber, sie zu löschen. 
2013 hat sich in den vormals ruhigen öl- 
und gasreichen Provinzen im algerischen 
Süden eine starke Protestbewegung von 
Arbeitslosen formiert. Diese wollen, dass 
etwas von dem Reichtum des Landes in ihre 
Region zurückfließt – ähnliche sozio-öko-
nomische und politische Ungleichgewichte 
hatten Ende 2010 in Tunesien zum Auf-
stand geführt. 
Auch in Algerien beginnt sich die jahr-
zehntelange Vernachlässigung der Sahara-
Provinzen zu rächen, die in der Machtelite 
so gut wie gar nicht repräsentiert sind. Dar-
an ändert auch die Ernennung von zwei 
Ministerinnen aus dem Süden 2014 wenig. 
Zudem besteht das Risiko, dass sich der 
algerische Süden gesellschaftlich und wirt-
schaftlich weiter abkoppelt und sich die 
Probleme der Sahelstaaten verstärkt nach 
Südalgerien ausdehnen. Für Schmuggel 
und Aktivitäten jihadistischer Gruppen 
scheinen Staatsgrenzen in der Sahararegion 
nicht mehr zu existieren. Die anhaltende 
Marginalisierung Südalgeriens dürfte sol-
chen Aktivitäten weiter Auftrieb geben. 
Nicht zuletzt nehmen ethnische oder 
ethnoreligiöse Konflikte zu, bei denen meist 
Verteilungsfragen eine Rolle spielen. Aus-
einandersetzungen zwischen Arabern und 
Mozabiten in der Stadt Ghardaia haben seit 
Ende 2013 acht Todesopfer gefordert. Die 
hauptsächlich von Berbern bewohnte Kaby-
lei im Osten des Landes bleibt ein Zentrum 
chronischer sozio-kultureller und sozio-
ökonomischer Proteste. Hier untergraben 
neben einem Flügel der Al-Qaida im Isla-
mischen Maghreb verstärkt auch kriminelle 
Netzwerke das staatliche Gewaltmonopol. 
Die Proteste der politischen Opposition 
und jene der sozio-ökonomischen Periphe-
rien sind mit wenigen Ausnahmen vorläufig 
getrennte Veranstaltungen. Sollten sich hier 
Bewegungen zusammenschließen, würde 
sich das Potential für Mobilisierung und 
Druck auf das Regime erheblich vergrößern. 
Nicht zuletzt könnten regionale Spill-
over-Effekte den Reformdruck erhöhen. 




 nur demokratisch konsolidieren, sondern 
auch einen ökonomischen Aufschwung 
erleben und sollte Marokko mit graduellen 
Reformen voranschreiten, dürfte mittel-
fristig auch in Algerien die Bereitschaft 
der Bevölkerung größer werden, politische 
Reformexperimente zuzulassen – zumal in 
wenigen Jahren eine Generation volljährig 
wird, die den Bürgerkrieg der 1990er Jahre 
nicht mehr bewusst erlebt hat. 
Die Herausforderungen für Algeriens 
Machthaber sind unterschiedlicher Natur. 
Aber sie weisen alle darauf hin, dass die Sub-
stitution demokratischer Legitimität durch 
eine Legitimierung als Versorgungsstaat 
an ihre Grenzen stößt – oder stoßen wird, 
wenn die Machteliten sich nicht in abseh-
barer Zeit zumindest auf grundlegende 
wirtschaftliche Reformen einigen können 
und weiter auf Zeit spielen. Dann steigen 
auch die Chancen für einen von der »Stra-
ße« erzwungenen Regime- und System-
wechsel – mit höchst ungewissem Ausgang. 
Jenseits der Zuschauerrolle –
Optionen für die EU? 
Die Folgen einer erneuten Destabilisierung 
Algeriens als Reaktion auf Reformblocka-
den würde auch Europa zu spüren bekom-
men, etwa in Form von verstärkter irregu-
lärer Migration oder von Engpässen in der 
Energieversorgung. Sollte sich Algerien 
jedoch positiv entwickeln, böte dies Chan-
cen für Europa: Mit einer Bevölkerung von 
fast 38 Millionen Menschen (45,8% unter 25 
Jahre alt) ist es ein attraktiver Absatzmarkt 
und könnte Arbeitskräfte künftig auch für 
Europa stellen, die dort aufgrund des demo-
graphischen Wandels benötigt werden. 
Darum liegt es im Eigeninteresse der EU, 
dass Algerien bald den Weg grundlegender 
Reformen einschlägt. Die EU-Kommission 
hat nach den Wahlen solche Reformen ein-
mal mehr angeregt. 
Gleichzeitig sind Europas Handlungs-
möglichkeiten sehr beschränkt. Algerien 
verbittet sich jedwede Einmischung in 
seine inneren Angelegenheiten. Dies gilt 
insbesondere für sensible Bereiche wie 
Menschenrechte und politische Freiheiten. 
Aus demselben Grund ziehen sich auch die 
Verhandlungen über einen Aktionsplan im 
Rahmen der Europäischen Nachbarschafts-
politik derart in die Länge. 
Derzeit deutet allerdings einiges dar-
auf hin, dass Algeriens Interesse an enge-
rer Kooperation zunimmt – nicht zuletzt 
angesichts der fortschreitenden Annähe-
rung Tunesiens und Marokkos an die EU. 
Von algerischer Seite ausdrücklich 
erwünscht ist Kooperation in Sicherheits-
fragen – gerade mit Deutschland, dessen 
Beziehungen zu Algerien historisch unbelas-
tet sind. Sowohl im Sinne der Vertrauens-
bildung als auch in Anbetracht der Instabili-
tät im Sahel und in Libyen ist solche Koope-
ration sinnvoll. Allerdings gilt es darauf 
zu achten, dass Deutschland im Namen der 
Terrorismusbekämpfung repressive und 
autoritäre Strukturen in Algerien nicht ver-
stärkt. Vielmehr sollte es zu Reformen im 
Sicherheitssektor beitragen, die über Aus-
stattungshilfen und einzelne Trainings-
maßnahmen hinausgehen. 
Einen kleinen Beitrag zur politischen 
Öffnung können europäische Staaten bzw. 
zivilgesellschaftliche Akteure dennoch 
leisten: Indem sie den Austausch mit einem 
breiten Spektrum zivilgesellschaftlicher 
und politischer Reformkräfte Algeriens 
intensivieren und den Dialog unter den 
verschiedenen algerischen Akteuren för-
dern. Die explosionsartige Entwicklung der 
Zivilgesellschaft und deren konstruktive 
Rolle im Nachbarland Tunesien unmittel-
bar nach der Revolution sind zwar nicht 
Europa zu verdanken. Doch dürften die 
Vermittlung von Know-how und die Koope-
ration mit zivilgesellschaftlichen Akteuren, 
die unter schwierigen Bedingungen schon 
in der Zeit des Ben-Ali-Regimes stattgefun-
den hat, mit dazu beigetragen haben, den 
Weg dafür zu bereiten. Auch in Algerien 
dürfte diese Form der Kooperation mittel-
fristig Effekte zeitigen. 
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